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heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

HTW Chur Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
Bureau-CN Bureau du Conseil national
SSPA Société Suisse de Public Affairs
GRECO Group d'états contre la corruption
APG allocations pour perte de gain
DEVA Développement de l'armée
ACS Association des communes suisses
SSO Société Suisse des Officiers
GDI Institut Gottlieb Duttweiler
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

HTW Coire Haute école de Coire
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» erklärt, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Mühe hat, Kandidaten für die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklärung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beiträgen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
über das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar über die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Für die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tödliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene für Gesprächsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen geprüft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt  auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde über die Einführung eines Erwerbsersatzes für Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie über die Möglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen – was
bisher nur in vereinzelten Kantonen möglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rütliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement für die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehöre und präsentierte auch hier
Lösungsvorschläge, wie vermehrt Jugendliche für ein Engagement in der Politik
motiviert werden könnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tätige Menschen [...] ihre Altersgenossen für freiwillige
Ämter mobilisieren».

Besorgt über den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern: Gegenüber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Rückgang an Interessenten für Milizämter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.
2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universität Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1'800 Miliztätige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefähr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tätig, schätzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemäss der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstärkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztätige sei männlich – der Frauenanteil betrug in der Studie ungefähr einen Drittel –,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verfüge über einen hohen sozialen Status sowie über
einen tertiären Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grösste
Sorge der Miliztätigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht genügend
Zeit für die Ausübung ihrer Ämter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behörden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschädigung war etwa die
Hälfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wünschten sich als Kompensation für ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tätigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als höchste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Gründe an, sondern den Willen, etwas für das Gemeinwohl zu tun.
Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wünschten sich viele Miliztätige eine höhere Wertschätzung ihrer Arbeit;
dabei genüge es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Präsident Germann angetönt,
die bessere Einbindung der jüngeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
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Interesse der Jungen an der Milizarbeit könne mit der Förderung der politischen
Bildung und Aufklärungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitäten etwa – beispielsweise seit 2019 die Universität Basel – belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche für einen Abschluss angerechnet werden können, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil. 
Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas für die Gesellschaft täten, betonte Freitag gegenüber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgenössische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgeführt werden können. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten für den
Gemeinderat. Gegenüber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjährigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilität und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschätzung war bereits von einer 2018
durchgeführten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) über Freiwilligenarbeit
gestützt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verändert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. 1

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Weil die Behandlungsfrist für das Postulat von Nadine Masshardt (sp, BE) verstrichen
war, ohne dass ihre Forderung nach Massnahmen für ein zukunftsfähiges Milizsystem
behandelt worden war, wurde das Postulat Mitte März 2021 abgeschrieben. Die
Sozialdemokratin hatte sich im «Jahr der Milizarbeit 2019» einen Bericht gewünscht, in
dem politische Massnahmen ausgearbeitet worden wären, mit denen das Interesse und
die Motivation für die politische Arbeit auf kommunaler Ebene im Rahmen von
Milizämtern gesteigert werden sollte. Immer mehr Gemeinden hätten Mühe, genügend
Personal für die kommunalen Behörden zu finden. 
Der Bundesrat hatte in seiner Antwort die Ablehnung des Postulats beantragt. Das
Milizsystem sei «ganz klar eine tragende Säule unserer Demokratie», so die Regierung in
ihrer Stellungnahme. Dies gelte aber auch für den Föderalismus: Das Milizsystem auf
kommunaler Ebene müsse von den Kantonen und Gemeinden selber gesichert
werden. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das
Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
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hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
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die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die
parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 3

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Eine Halbierung der Bezüge von Parlamentsmitgliedern fordert Roger Köppel (svp, ZH)
mit einer parlamentarischen Initiative. Die «verhängnisvolle Entwicklung», die immer
weiter weg vom eigentlichen Milizparlament führe, solle damit aufgehalten werden, so
der Zürcher SVP-Parlamentarier. Die Höhe der aktuellen Entschädigungen führe dazu,
dass immer weniger Parlamentarierinnen und Parlamentarier noch einem Beruf
nachgingen. Es gäbe je länger je mehr nur noch «Berufspolitiker» oder «privatisierende
Millionäre», aber kaum mehr «Selbstverantwortliche, aktive Unternehmer oder echte
Angestellte». Die Entschädigungen würden zudem einen Anreiz für unnötige und
ausufernde Sitzungen bieten. Köppel, der mit seinem Vorstoss einen altbekannten
Vorschlag von Christoph Blocher aufnahm, schlug konkrete Zahlen vor, die der Hälfte
der aktuell im Parlamentsressourcengesetz aufgeführten Beträge entsprechen: CHF
13'000 Jahreseinkommen für die Vorbereitung der Ratsarbeit; CHF 220 Taggeld; CHF
220 Entschädigung für die Kommissionspräsidien; CH 110 Entschädigung für
Berichterstattung. Diese Ressourcen sollen zudem steuerbar sein. Auch die
steuerfreien Zulagen für die Rats- bzw. Vizepräsidien sollen auf CHF 22'000 bzw. CHF
5'500 gekürzt werden. Explizit ausnehmen wollte Köppel Bereiche, die bereits von
anderen Vorstössen ins Visier genommen wurden: Bezüge für Mahlzeiten,
Mitarbeitende, Übernachtungen oder Reisen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

Als «kontraproduktiv» bezeichnete das Büro-NR in seinem Bericht die
parlamentarische Initiative Köppel (svp, ZH), mit der die Halbierung der Bezüge von
Parlamentsmitgliedern gefordert wurde. Das bestehende Entschädigungssystem wahre
nicht nur den Milizgedanken, sondern erlaube auch eine effiziente und sachliche
Behandlung der Ratsgeschäfte. Beides sei mit einer Halbierung der Bezüge nicht mehr
gewährleistet, da die Gefahr bestehe, dass nur noch Personen ein Parlamentsmandat
übernehmen würden, die nicht auf Einkommen angewiesen seien – im Bericht des
Büros wurde vor einem «Mandat als Hobby» gewarnt – oder mit ihrem Beruf bereits
eine starke Politikorientierung hätten, wie es beispielsweise bei Verbands- oder
Gewerkschaftsvertretenden der Fall sei. Das Büro verwies zudem auf seine Idee einer
Pauschalregelung, die freilich in der Zwischenzeit zurückgezogen worden sei. 
Eine aus den drei SVP-Mitgliedern bestehende Büro-Minderheit monierte hingegen,
dass die heutige Entschädigung einer gut bezahlten Vollzeitstelle im Berufsleben
entspreche und damit der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Vorschub
geleistet werde. Nur eine Halbierung würde Anreize setzen, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wieder vermehrt einem Beruf ausserhalb des Parlaments
nachgehen würden. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession versenkte der Nationalrat die parlamentarische Initiative Köppel
(svp, ZH), mit der eine Halbierung der Bezüge der Parlamentsmitglieder gefordert
wurde. Unterstützung erhielt der bei der Abstimmung nicht anwesende Zürcher
Nationalrat lediglich von 41 der 63 stimmenden SVP-Fraktionsmitglieder. Die restlichen
22 stimmten gemeinsam mit den anderen 123 anwesende Nationalrätinnen und
Nationalräten für die Beibehaltung der bestehenden Entschädigungen. 8
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«Le grand mythe du parlement de milice» betitelte die Zeitung Le Temps die Diskussion
um eine Studie, mit der Arbeitsbelastung und Einkommen von Parlamentsmitgliedern
untersucht wurden. Im Schnitt wende ein Parlamentsmitglied 50 Prozent seiner Zeit für
Parlaments- und Kommissionssitzungen auf, Vor- und Nachbereitung inklusive. Rechne
man die wichtigen ausserparlamentarischen Kontakte – etwa Medien- und
Öffentlichkeitsarbeit – hinzu, komme man auf einen Beschäftigungsgrad von rund 80
Prozent für einen National- und 70 Prozent für einen Ständerat. Hierfür beziehe das
durchschnittliche Parlamentsmitglied, je nachdem, ob es eine Mitarbeitende oder
einen Mitarbeitenden beschäftige, zwischen CHF 63'000 und CHF 92'200 pro Jahr
(inklusive Spesen aber exklusive allfälliger Mandate von Interessenorganisationen). Um
zu zeigen, wie wenig diese Situation noch mit einem «Milizparlament» zu tun habe, in
welchem man einen Fuss im Stall oder im Büro und den anderen unter der
Bundeshauskuppel habe, beleuchtete Le Temps die Geschichte des Schweizer
Parlaments. Bis in die 1960er Jahre hätten Parlamentsmitglieder ausser Reisespesen
und Sitzungsgelder keine Entschädigungen erhalten. Erst mit der Mirage-Affäre sei ein
Jahreslohn von CHF 3'000 eingeführt worden. Dieser sei ständig angehoben worden,
hätte aber bis weit in die 1990er Jahre kaum gereicht, um davon leben zu können.
Seither könne man aber eine stete Professionalisierung beobachten und es gebe immer
mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die neben ihrem Mandat keiner
bezahlten Arbeit mehr nachgingen.  

Nicht nur im Parlament verschwinde der Milizgedanke, sondern auch in der
Gesellschaft. So wurde in einigen Medien der Vorschlag von Avenir Suisse für einen
allgemeinen Bürgerdienst kommentiert. Das Milizsystem sei wegen mangelnder
Teilnahme bedroht, kommentierte etwa die Aargauer Zeitung. Freiwilligenarbeit
rangiere vor allem im öffentlichen Dienst «hinter der Selbstverwirklichung, dem
beruflichen Vorwärtsstrampeln und dem Freizeitvergnügen». Die geringe
Wertschätzung für politische Arbeit aber auch die gestiegenen Ansprüche im
Arbeitsleben trügen das ihre dazu bei. Bei global tätigen Firmen und mit zunehmender
internationaler Vernetzung nehme das Verständnis für das Milizsystem ab, befand auch
der Tages-Anzeiger, der über die Mühen von Lokalpolitikerinnen und -politikern, bei
ihren Arbeitgebern Unterstützung für ihr politisches Amt zu erhalten, berichtete. Das
führe aber auch dazu, dass viele Parlamente vor allem von Mandatsträgerinnen und
-trägern mit flexiblen Jobs besetzt seien. Die «überdurchschnittlich vielen
Geschäftsführerinnen und selbständigen Juristen» seien aber kein Abbild der
Bevölkerung. Im St. Galler Tagblatt wurde vorgeschlagen, vermehrt nicht-berufstätige
Frauen zu rekrutieren, die, «wenn sie 50 sind [...] und die Kinder ausgezogen [...], Zeit
für neue Aufgaben» hätten. 

Auch der Gemeindeverband, der 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» ausgerufen hatte,
löste Diskussionen um das Thema aus. Eine in diesem Kontext entstandene Studie der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur bemühte sich insbesondere
Reformvorschläge gegen die zunehmenden Schwierigkeiten von Gemeinden, politisches
Personal zu rekrutieren, aufzuzeigen. Die Studie machte in einer Befragung einiges
Potenzial bei Jugendlichen aus. Rund 20 Prozent der jungen Erwachsenen wären
grundsätzlich interessiert, ein Amt zu übernehmen, seien aber ein «blinder Fleck» in
der Kommunikation der Gemeinden, wenn es um das Anwerben von Kandidierenden für
politische Mandate gehe. Die Studie empfahl 80 Massnahmen, mit denen junge
Erwachsene zu politischem Engagement bewegt werden könnten. In einem vom
Gemeindeverband lancierten Ideenwettbewerb wurden zudem zahlreiche Vorschläge
eingereicht, mit denen politische Ämter auf lokaler Ebene attraktiver gemacht werden
könnten: Erwerbsersatz für Gemeinderäte, Anrechenbarkeit eines Milizamtes an die
Wehrpflicht, den Zivildienst oder die Ausbildung sowie die Gewährung von
Steuerabzügen waren Ideen, mit denen laut Gemeindeverband vor allem eine Debatte
angestossen werden sollte.

Eine breit angelegte Studie der Universität Bern analysierte zwar eine sehr breite
Unterstützung des Milizsystems, die quasi zur DNA der Schweiz gehöre, so die NZZ,
trotzdem bröckle es «an allen Ecken und Enden». Die Studie schlug zwei Massnahmen
vor, um «das Milizland Schweiz nachhaltig zu stärken», wie das St. Galler Tagblatt
zusammenfasste: Mehr Wertschätzung für Freiwilligenarbeit als kurzfristige und eine
Stärkung der politischen Bildung an der Volksschule als längerfristige Massnahme. Die
junge Generation müsse für die Bedeutung des Milizsystems stärker sensibilisiert
werden – so das Fazit der Studie. 9
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Den Europarat als Vorbild nehmen wollte Regula Rytz (gp, BE) mit ihrer
parlamentarischen Initiative, mit der sie die Deklaration von Einkünften aus Mandaten
bei Interessenorganisationen forderte. Die Offenlegung der Interessenbindungen der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier sei noch immer mangelhaft geregelt,
begründete die Bernerin in der Ratsdebatte, die nötig geworden war, weil die SPK-NR
dem Anliegen mit 14 zu 9 Stimmen bei einer Enthaltung keine Folge geben wollte.
Mängel gebe es einerseits hinsichtlich Kontrolle der Einträge ins Register der
Interessenbindungen, die die Parlamentsmitglieder vornehmen müssen, so Rytz weiter.
Es werde nicht überprüft, ob diese Einträge vollständig und richtig seien. Andererseits
fehlten jegliche Angaben zu Einkünften, die mit diesen Mandaten erzielt würden. Diese
Intransparenz werde immer wieder von internationalen Gremien wie der Greco oder
Transparency International kritisiert. Es sei aber – so zeige eben das Beispiel Europarat
– ganz einfach, hier Transparenz zu schaffen und diese Einnahmen offenzulegen. 
Kommissionssprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) eröffnete sein im Namen der SPK-NR
vorgetragenes Plädoyer gegen den Vorstoss damit, dass nichts dagegen spreche, dass
Forderungen immer wieder neu gestellt würden. In der Tat waren in den vergangenen
Jahren gleich zwei ähnliche parlamentarische Initiativen abgelehnt worden: Sowohl der
Initiative Berberat (sp, NE; Pa.Iv. 15.438) als auch der Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
18.476) war keine Folge gegeben worden. Allerdings müsse man im Falle wiederholter
Vorstösse auch damit rechnen, dass die Gegenargumente die immer gleichen seien,
setzte Pfister fort. Im Europarat habe man die Regelungen wegen gravierender
Korruptionsfälle eingeführt. Dies sei ebensowenig auf die Schweiz übertragbar, wie die
Kritik der Greco, die auf ein Berufs-, nicht aber auf ein Milizparlament passen würde.
Wenn ein Parlamentsmandat nicht vollberuflich ausgeübt werde, mache die
Offenlegung von Nebeneinkünften keinen Sinn, da ja damit keine Offenlegung der
hauptberuflichen Tätigkeit einhergehe. Man müsse nun die Abstimmung zur
Transparenzinitiative abwarten und schauen, wie die Bevölkerung zu mehr Offenlegung
stehe. Je nachdem müssten dann die verschiedenen Vorstösse neu beurteilt werden,
schloss Pfister. 
Ohne weitere Diskussion folgte der Nationalrat mit 100 zu 80 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und gab auch dieser Initiative keine Folge. Die Befürworterinnen
und Befürworter fanden sich in den Fraktionen der SP, der Grünen und dem Grossteil
der GLP. Mit Lukas Reimann (svp, SG) und Barbara Steinemann (svp, ZH) fand das
Anliegen für mehr Transparenz auch Unterstützung bei zwei SVP-Ratsmitgliedern. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2020
MARC BÜHLMANN

Freiwilligenarbeit und Milizsystem gelten als wichtige Elemente in der Schweizer Politik.
Dabei wird auch häufig die Frage gestellt, wie freiwilliges Engagement im Rahmen von
öffentlichen Ämtern valorisiert werden könnte. Mit einem Postulat wollte Michaël
Buffat (svp, VD) den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht mögliche Systeme
aufzuzeigen, mit denen Parlamentsarbeit honoriert werden könnte. Buffat schlug etwa
eine Zertifizierung von Erfahrungen und Leistungen vor, wie dies durch die Schweizer
Kader-Organisation bei Offizieren bereits geschehe. Damit könnte man im
internationaler werdenden Arbeitsumfeld nicht nur zeigen, dass Milizarbeit einen Wert
habe, sondern auch seine Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen. 
Der Bundesrat teilte zwar das Anliegen, durch Milizarbeit erworbene Kompetenzen zu
valorisieren, sah das Anliegen der Zertifizierung aber bereits als grösstenteils erfüllt an.
Dies könnte der Grund dafür sein, weshalb es das Postulat nicht in die
parlamentarische Beratung schaffte und entsprechend nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben wurde. 11

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
MARC BÜHLMANN

Verschiedentlich sorgen Rankings zur Präsenz von Parlamentsmitgliedern für medialen
Wirbel. Erklärt wird das Fehlen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern bei
Sessionen unter anderem auch mit dem Milizsystem und der Schwierigkeit, Politik,
Beruf und Familie unter einen Hut zu bringen. «Tragfähige Lösungen» für das
Milizsystem, das sich unter Druck befinde, forderte deshalb Doris Fiala (fdp, ZH) mittels
parlamentarischer Initiative. Konkret schlug die Zürcher Freisinnige ein
Suppleantensystem im Nationalrat vor: Parlamentsmitglieder sollen sich durch
sogenannte Suppleantinnen oder Suppleanten in Kommissionssitzungen oder in
Sessionen vertreten lassen können. Weil die Belastung durch die politische Arbeit
immer mehr zunehme, würden es nur noch «Berufsparlamentarier» schaffen, dauernd
präsent zu sein, argumentierte Fiala. Dies entspreche aber nicht der Idee des
Milizsystems. Mittels eines Suppleantensystems – solche kennen in unterschiedlichen
Ausprägungen die Kantone Wallis, Graubünden, Jura, Neuenburg und Genf – würde
nicht nur das Milizsystem gestärkt, sondern auch die Repräsentativität des Parlaments
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erhöht. Einerseits könnten sich dadurch auch Personen wählen lassen, deren
Berufstätigkeit die zahlreichen Absenzen, die ein politisches Mandat mit sich bringe,
nicht zulasse. Andererseits sei ein Suppleantensystem von Vorteil für Frauen und Junge,
die es schwieriger hätten, direkt in den Nationalrat gewählt zu werden, und sozusagen
als Suppleantin oder als Suppleant ihre politische Laufbahn starten könnten, so die Idee
hinter dem Vorstoss. 
Eine knappe Mehrheit der SPK-NR konnte dieser Idee Mitte April 2021 allerdings nur
wenig abgewinnen. Mit 13 zu 11 Stimmen beschloss sie den Antrag, der Initiative keine
Folge zu geben. Grund für die Krise des Milizparlaments sei nicht die mangelnde
Attraktivität eines Mandats, wie auch die immer zahlreicher werdenden Kandidierenden
bei den eidgenössischen Wahlen 2019 gezeigt hätten, sondern die wachsende
Arbeitsbelastung. Parlamentarische Arbeit sei nicht nur während den Sitzungen und
Sessionen zu leisten, sondern vor allem bei der Vorbereitung dieser Sitzungen. Es gelte
deshalb eher die Ratsmitglieder zu unterstützen, statt sie zu ersetzen. Ein
Suppleantensystem berge zudem die Gefahr, die «politische Verantwortung zu
verwässern» und dadurch die Repräsentativität gar zu verringern. Der
Parlamentsbetrieb drohe zudem durch noch mehr Personen, die Vorstösse einreichen
dürften, noch schwerfälliger zu werden. Es sei schliesslich schwer zu begründen,
weshalb ein solches System nur im National-, nicht aber im Ständerat eingeführt
werden solle. Die starke, durch SP-, GP- und GLP-Mitglieder gebildete
Kommissionsminderheit wendete hingegen ein, dass sich immer mehr Kantone für
diese Idee interessierten, dass Parlamentsmitglieder etwa bei Mutterschaft oder
längerer Krankheit einfacher ersetzt werden könnten und dass damit die «Vereinbarkeit
von Familie, Beruf und Nationalratsmandat» effektiv erleichtert würde. 12

Bei der Abstimmung über die parlamentarische Initiative von Doris Fiala (fdp, ZH), die
ein Suppleantensystem im Nationalrat forderte, widerspiegelte sich das knappe
Ergebnis in der SPK-NR, die empfohlen hatte, dem Vorstoss keine Folge zu geben. Die
87 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen der SP und der GP, unterstützt von einer
grossen Mehrheit der GLP, einer 10-stimmigen Minderheit der FDP und einer Stimme
aus der SVP-Fraktion (Magdalena Martullo-Blocher, svp GR) reichten aber gegen die 96
Gegenstimmen nicht aus. In der Ratsdebatte hatte Doris Fiala vergeblich mit dem
Beispiel des Kantons Wallis für ihr Anliegen geworben. Das dortige Stellvertretersystem
– neben den Amtsträgerinnen und Amtsträgern werden auf separaten Listen auch
Suppleantinnen und Suppleanten gewählt – würde auch auf nationaler Ebene den
«Dreiklang ermöglichen: Beruf, Familie, Politik stärken». Damit könnte auch das
Milizsystem gerettet werden. Kaum jemand in der grossen Kammer bringe nämlich mehr
alles unter einen Hut. Auch Irène Kälin (gp, AG) hatte sich vergeblich ins Zeug gelegt und
darauf aufmerksam gemacht, dass es Absenzen gebe, die sich nicht vermeiden liessen –
etwa die Geburt eines Kindes oder längere Krankheiten. Mit der Wahl sei aber ein
Auftrag verbunden, bei Sitzungen anwesend zu sein. Mit einem Suppleantenystem
könnte dieser Auftrag trotz solcher Absenzen erfüllt werden. Für die Kommission hatte
Marianne Streiff-Feller (evp, BE) hingegen geltend gemacht, dass ein
Stellvertretungssystem «die Repräsentativität des Parlamentes [...] verringern und die
politische Verantwortung [...] verwässern» würde, da es praktisch eine Verdoppelung
der Ratsmitglieder zur Folge hätte. Dieses Argument wird freilich von der Forschung
hinterfragt, da es von einem spezifischen Repräsentationsverständnis ausgeht, aber
gemäss der politischen Philosophie auch andere Repräsentationsverständnisse
herangezogen werden könnten (Frick 2021). Ein weiterer Kritikpunkt stellt der Vorwurf
dar, dass der Ratsbetrieb – sollten auch Stellvertretende die Möglichkeit für Vorstösse
haben – noch schwerfälliger würde. Nicht verständlich sei laut Kommission zudem,
warum das System lediglich für den Nationalrat, nicht aber für den Ständerat eingeführt
werden solle. Schliesslich resümierte die Kommission, dass die Ratsmitglieder statt
Suppleantinnen und Suppleanten mehr Unterstützung benötigten, um die wachsende
politische Arbeitsbelastung bewältigen zu können. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
MARC BÜHLMANN

Wer Milizarbeit leistet – etwa in der Feuerwehr, in der Armee, im Zivilschutz, im
Zivildienst oder bei J&S-Leiterkursen – erhält eine Entschädigung gemäss
Erwerbsersatzordnung (EO), die sich an der Höhe des Einkommens bemisst, das die
entsprechende Person vor dem Einsatz bezogen hat. Auch das Parlament sei Teil des
Milizsystems, begründete Lukas Reimann (svp, SG) seinen Vorstoss vom Juni 2021, mit
dem er eine Entschädigung von Parlamentsmitgliedern gemäss EO verlangte. 
Mit einem ganzen Strauss an früheren Vorstössen wies das Büro-NR in seiner
Stellungnahme darauf hin, dass die Frage der Entschädigung der Parlamentsmitglieder
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immer wieder diskutiert worden sei. Der Rat habe aber mit Ausnahme eines Postulats
Feri (sp, AG) zur Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik alle entsprechenden
Ansinnen stets abgelehnt. Man solle nun die Resultate der Studie abwarten, die zur
Erfüllung ebendieses Postulats in Auftrag gegeben worden sei, und die Motion
entsprechend ablehnen. Das Büro wies den Motionär zudem darauf hin, dass seine
Forderung eine Änderung des Parlamentsressourcengesetzes bedinge, wofür eine
parlamentarische Initiative «der geeignetere Weg wäre». 
In der Ratsdebatte in der Herbstsession 2021 argumentierte Reimann, dass
Parlamentarierinnen und Parlamentarier nicht besser behandelt werden dürften als
andere Personen, die sich mit Milizarbeit für das Gemeinwohl des Landes einsetzten.
Der Motionär wurde unterstützt von einer rechtsbürgerlichen Minderheit des Büro-NR.
Thomas Aeschi (svp, ZG) ergriff für diese das Wort und bat um einen Beitrag zur
«Stärkung des Milizsystems». Die Kommissionsminderheit blieb allerdings trotz dieser
Bitte auch in der Ratsabstimmung in der Minderheit: Die Motion wurde von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion und einer 2/3-Mehrheit der FDP.Liberalen-
Fraktion mit 69 Stimmen unterstützt. Diese reichten jedoch gegen die 114
Gegenstimmen (bei 2 Enthaltungen) nicht aus und der Vorstoss wurde abgelehnt. 14

Parlamentsorganisation

In seinem Antrag zur Ablehnung des Postulats von Mike Egger (svp, SG) zur
Verbesserung der Miliztauglichkeit des Parlaments führte das Büro-NR einen ganzen
Strauss an bisher gescheiterten ähnlichen Anliegen auf. Eine Anpassung der Sessions-
und Sitzungszeiten – Mike Egger hätte die Prüfung einer Verkürzung der Sessionen von
drei auf zwei Wochen mit gleichzeitiger Verlängerung der Sitzungszeiten und
Verringerung der Mittagspause verlangt – sei etwa im Rahmen von Vorstössen abgelehnt
worden, die den Freitag der dritten Sessionswoche streichen oder eine bessere
Vereinbarung der Sessionszeiten und der Sessionsrhythmen mit Beruf und Familie
erzielen wollten. Auch die entsprechenden Anliegen für eine Ausweitung auf monatliche
Sessionen seien im Parlament stets auf taube Ohren gestossen. Dies gelte auch für den
zweiten Teil des Postulats von Egger, der mit einer Revision des Entschädigungssystems
die Parlamentsarbeit für berufstätige Abgeordnete attraktiver machen und so ein
Mandat auch für Unternehmerinnen und Unternehmer sowie für Angestellte
zugänglicher machen wollte. Diese beiden Berufsgattungen seien im eidgenössischen
Parlament untervertreten, so das Argument Eggers. Auch hier zitierte das Büro-NR eine
Reihe von gescheiterten Vorstössen, die, egal, ob sie einen Ausbau oder eine
Einschränkung der Entschädigungen gefordert hatten, vom Parlament allesamt
abgelehnt worden waren. Das Büro sei zwar «grundsätzlich offen für Verbesserungen
der Miliztauglichkeit des Parlaments», im Postulat seien aber keine neuen und deshalb
wohl nach wie vor chancenlosen Ideen angeregt.
In der Ratsdebatte machte sich nicht nur Mike Egger sondern auch Roland Rino Büchel
(svp, SG), der für die Minderheit des Büros sprach, für das Anliegen stark. Beide
argumentierten, dass der Professionalisierung des Parlamentsmandats Einhalt geboten
werden müsse. Mit einer Annahme des Postulats könnten auch alle bisherigen Vorstösse
noch einmal angeschaut und diskutiert werden, um das Milizsystem wieder zu stärken.
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS), der die Mehrheit des Büros vertrat, warnte freilich
davor, dass mit einer Annahme lediglich die zahlreichen bereits getätigten Abklärungen
wiederholt würden, die sich bereits in der Vergangenheit als nicht zielführend erwiesen
hätten. Mit 132 zu 36 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer der Mehrheit
ihres Büros und lehnte das Postulat ab. Nur der Grossteil der SVP-Fraktion unterstützte
die Minderheitsposition. 15
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedentlich wurde 2016 die Idee von Losentscheiden in der Demokratie
diskutiert. So schlug etwa der an den Solothurner Literaturtagen auftretende belgische
Historiker David van Reybrouck vor, Wahlen gänzlich durch Losentscheide zu ersetzen.
Eine Ursache der aktuellen Krise der repräsentativen Demokratie sah der Autor von
«Gegen Wahlen. Warum abstimmen nicht demokratisch ist» im Wahlakt selber. Statt
eines Parlaments soll ein Bürgerinnen- und Bürgergremium, das aus der Bevölkerung
ausgelost werde, über politische Sachgeschäfte entscheiden. Neben
Chancengleichheit, besserer Repräsentation und mehr Nähe zur Bürgerschaft
versprach sich der Autor eine stärkere Konzentration auf Sachpolitik, weil niemand um
eine Wiederwahl kämpfen müsste. Kritiker wandten ein, dass ausgeloste Laien – wenn
diese das Los überhaupt akzeptierten – wohl noch viel stärker von Lobbyierenden
beeinflusst würden als gewählte Milizpolitikerinnen und -politiker. Die fehlende Angst
vor einer Wiederwahl erhöhe zudem die Gefahr von Korruption, da eine Kontrolle durch
eine mögliche Abwahl wegfiele. 
Die Befürworterinnen und Befürworter von Zufallsverfahren fügten Erfahrungen aus
Irland ins Feld, wo ein Komitee aus ausgelosten Bürgerinnen und Bürgern eine
Verfassungsreform zum Thema Abtreibung mitgestaltet hatte, die 2015 erfolgreich eine
Volksabstimmung passierte. Häufig wurde auch Aristoteles zitiert, der das Losverfahren
als demokratisch bezeichnet habe. Allerdings ging dabei häufig vergessen, dass
Aristoteles ein Kritiker der antiken Demokratie war, bei der die meisten politischen
Ämter per Los besetzt wurden. In den Medien geisterte zudem die Idee einer
Volksinitiative herum, mit der ein Komitee mit dem Namen «Génération Nomination»
um Charly Pache (FR, piraten) das Losprinzip zur Bestellung des Nationalrats einführen
wolle. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Rétrospective annuelle 2019: Structures fédéralistes

L’Association des Communes Suisses (ACS) a déclaré l’année 2019 «Année du travail de
milice». Par le biais de différentes rencontres et collaborations, l'objectif consistait à
renforcer le système de milice et à en assurer sa longévité. L’association a d’ailleurs
recouru au catalogue de mesures élaboré par la Haute Ecole de Coire pour aider les
communes à recruter des jeunes adultes au sein de leurs autorités. L’université de
Berne a également communiqué les résultats de son étude sur «Le travail de milice en
Suisse» reposant sur un sondage effectué auprès de citoyens actifs au niveau
communal. Pour un tiers des interrogés, la rémunération de leur engagement milicien
est jugée suffisante. Quant à l'organisation du temps de travail, environ la moitié ne se
sent pas soutenue par leur employeur.

Toujours à l'échelon communal, le Tribunal administratif du canton de Berne a
confirmé l'annulation du vote sur l'appartenance cantonale de la commune de
Moutier. Il a admis que les irrégularités constatées lors de l'organisation du vote du 18
juin 2017 ont pu influencer le résultat du scrutin. En réaction, 5'000 personnes vêtues
de noir se sont rassemblées et ont défilé dans les rues de la ville. Comme aucun recours
n'a été déposé contre le jugement de tribunal cantonal, le volet judiciaire est
interrompu. Un nouveau vote sera organisé afin de déterminer le destin de la
commune. 
Au début de l'été, le 40e anniversaire de la République et Canton du Jura a été célébré.
Un pour cent des articles parus dans les médias au mois de juin a relayé cet évènement.

Au niveau fédéral, l'Assemblée fédérale a accordé à deux reprises la garantie fédérale à
des constitutions cantonales révisées. Les modifications constitutionnelles
concernaient le financement de la vie politique pour les cantons de Schwyz et de
Fribourg; le droit de vote à Zoug; l'organisation judiciaire à Uri; l'abandon du quorum
lors d'élections au Grand Conseil et l'inscription du droit au logement sous le titre
«Garantie des droits fondamentaux» pour le canton de Bâle-Ville;  l'incompatibilité
entre l'exécutif cantonal et le législatif national et l'élection des tribunaux civils de
cercle pour Bâle-Campagne; le droit des Suisses de l'étranger d'élire les sénateurs et
sénatrices du Conseil des Etats pour le canton d'Argovie; et une nouvelle date de dépôt
des initiatives à Appenzell Rhodes-Intérieures. 17
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Städte, Regionen, Gemeinden

Ein Problem vor allem der kleinen und mittleren Gemeinden ist die Rekrutierung von
politischem Personal. Kaum jemand will sich noch für ein kommunales Milizamt
engagieren. Es müssen externe Geschäftsführer angestellt, Bürgerinnen und Bürger
mittels Wahlzwang zu Ämtern überredet oder die Verwaltung gar dem Kanton anvertraut
werden. Mitte Oktober regte der Schweizerische Gemeindeverband deshalb mit einem
Vorschlag für bessere Anreizstrukturen eine Diskussion an. Entschädigungen für
Milizämter sollen von der Steuer befreit werden. Ähnlich wie bei der Feuerwehr soll der
Sold für ehrenamtlich tätige kommunale Milizpolitikerinnen und Milizpolitiker steuerfrei
werden. Die Idee wurde auch von Jean-Pierre Grin (svp, VD) im Parlament als Postulat
(14.3831) deponiert. Der Vorschlag steht allerdings in Anbetracht der Forderungen, die
Spesen von nationalen Parlamentariern zu besteuern, etwas quer in der Landschaft.
Ebenfalls auf die Stärkung des kommunalen Milizsystems zielt eine noch nicht
behandelte Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR). Sie fordert den Bundesrat auf, ein
öffentlich zugängliches Bildungsangebot für kommunale Behördenmitglieder zu
schaffen, mit dem Steuerung und Führung auf lokaler Ebene geschult werden können.
Ideen für das Überleben des Milizgedankens auf kommunaler Ebene stossen in der
Regel zumindest in der interessierten Öffentlichkeit auf Anklang. Tatsächlich klagen fast
zwei Drittel aller Schweizer Gemeinden über Schwierigkeiten, genügend Personal für
Milizämter zu finden. Als Gründe für das schwächer werdende bürgergesellschaftliche
Engagement wurden neben der zunehmend knappen Zeit neben Beruf und Familie und
der sinkenden Wertschätzung gegenüber politischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern
auch die Effizienzdiskussionen im Rahmen von New Public Management der 1990er
Jahre genannt. Dort habe eine Entpolitisierung der Gemeindebelange stattgefunden,
was zu einem fatalen Bedeutungsverlust lokaler Politik, einer Abnahme der Betätigung
politischer Parteien als wichtige Rekrutierungsnetzwerke und einem sinkenden Willen
geführt habe, sich für kommunale Belange zu engagieren. Es gab zudem Stimmen, die
vor dem Trend warnten, der Gemeindeverwaltung mehr Aufgaben zu übertragen und
den Gemeindepolitikern nur noch operative Tätigkeiten zu überlassen. Dies würde der
Entpolitisierung und der Entdemokratisierung lokaler Politik weiter Vorschub leisten. 18

MOTION
DATUM: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN

Die Anzahl Gemeinden nahm auch 2014 weiter ab. Ende 2014 gab es in der Schweiz
noch 2‘324 Gemeinden. Zum Vergleich: Noch 1990 lag die Zahl selbständiger
Kommunen in der Schweiz bei 3‘021. Zwischen 1848 (3'205 Gemeinden) und 1990 hatte
sich die Zahl der Gemeinden zwar ebenfalls reduziert, dies war aber weniger auf
Fusionen als vielmehr auf Eingemeindungen in Städte zurückzuführen und der Bestand
blieb während rund 140 Jahren praktisch stabil. Der seit rund 20 Jahren anhaltende
starke Trend zu Gemeindezusammenschlüssen dürfte auch in den nächsten Jahren
anhalten. In zahlreichen Kantonen gibt es Pläne für umfassende Gebietsreformen. So
etwa im Kanton Graubünden wo es in einigen Jahren nicht mehr rund 150, sondern nur
noch 50 Gemeinden geben soll oder im Kanton Bern, wo die rund 380 Gemeinden
ebenfalls zu noch 50 Kommunen fusioniert werden sollen. Auch im Kanton Freiburg gibt
es Pläne, die 164 Gemeinden auf noch 35 Gebietseinheiten zu reduzieren. Weil neben
reinen Effizienzgründen auch zunehmend gesellschaftspolitische Aspekte wie
Milizsystem, politische Vertretung oder bürgernahe Verwaltung bei Fusionsprozessen
mitdiskutiert werden, schienen weniger Projekte zu scheitern. Allerdings kamen viele
Projekte auch gar nicht zur Abstimmung, weil die lokale Identität an vielen Orten nach
wie vor sehr stark ist was zum Rückzug von Fusionsbemühungen führen kann. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

L'Association des Communes Suisses (ACS) a lancé en 2019 «l'Année du travail de
milice». Avec une série de collaborations et d'évènements, l'objectif consiste à
renforcer le système de milice et développer des solutions afin qu'il puisse perdurer. 20

ANDERES
DATUM: 01.01.2019
DIANE PORCELLANA

La Haute Ecole de Coire (HTW) a, sur la base de son étude «Promo 35 - engagement
politique de jeunes adultes dans l'exécutif communal» et en collaboration avec des
acteurs du terrain, élaboré un catalogue de 84 exemples pratiques répartis selon 18
axes fondamentaux visant à aider les communes à recruter des jeunes adultes dans les
rangs des autorités communales. L'Association des communes suisses (ACS) en a
retenu douze afin de les discuter lors d'un séminaire organisé le 23 mai à Bellinzone.
Parmi les mesures sélectionnées figurent notamment la mise au concours des postes
vacants au sein de l'exécutif communal, la limitation des tâches de l'exécutif aux enjeux
politiques et stratégiques ou l'augmentation des indemnités financières. L'ACS a
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également produit une brochure à l'attention des jeunes pour expliquer le
fonctionnement d'une communauté. 
En parallèle, l'étude intitulée «Le travail de milice en Suisse» de l'université de Berne,
reposant sur un sondage effectué auprès de 1'800 citoyens actifs interrogés dans 75
communes de 2'000 à 30'000 habitants, a livré ses résultats. Pour 37% des personnes
interrogées, la rémunération relative à leur engagement serait tout juste suffisante. A
côté de leur mandat politique, 15% conservent une rémunération de leur travail.  En
terme d'organisation de temps de travail, 29% jouissent d'une flexibilité alors que 46%
ne sont pas facilités par leur employeur. 21

L'Association des communes suisses (ACS) tire le bilan de son année 2019, dédiée au
travail de milice. Sur son site, elle annonce qu'en 2020, elle profitera de «l’engouement
suscité par sa campagne pour mettre en œuvre des mesures concrètes». Outre des
interventions politiques et des visites d'écoles déjà prévues, elle concentrera son
travail dans les domaines de la formation politique, de la formation continue et de la
reconnaissance. Dans le cadre d'une interview, le chargé d'affaires publiques évoque
quelques pistes et projets pour favoriser l'engagement citoyen au niveau communal. A
titre illustratif, l'obligation de résidence au lieu de l'exercice du mandat pourrait être
abolie. Les jeunes en formation pourraient faire valoir leur expérience politique comme
stage ou obtenir des crédits ECTS. Une certification pourrait être également délivrée
pour reconnaître le travail accompli. L'association se montre également intéressée par
l'idée d'un service citoyen. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.01.2020
DIANE PORCELLANA

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Avant même que le projet Armée 95 ne soit réalisé, un débat s'est engagé sur les
futures réformes que devra subir la défense nationale suisse. Un groupe de travail
présidé par le conseiller aux Etats Otto Schoch (prd, AR) et réunissant députés,
professeurs et représentants de l'économie privée a ainsi publié un rapport critiquant
les modifications actuelles et proposant une professionnalisation de l'armée. Selon ces
experts, les nouvelles missions confiées à l'armée (tâches de police, protection de
l'environnement, travaux d'intérêt général, etc.) sont déplacées, les militaires ne devant
qu'assurer la défense armée. Surtout, le rapport considère le nouveau concept de
défense comme dépassé; il ne devrait ainsi être considéré que comme une étape
transitoire et devrait céder ensuite la place à une armée composée d'un noyau
important de militaires professionnels. A l'appui de cette thèse figure l'idée selon
laquelle les armes modernes sont d'une telle complexité que leur maîtrise requiert un
entraînement quasi quotidien. Le DMF a fortement critiqué l'analyse du groupe de
travail et contesté ses conclusions, assurant notamment que la multifonctionnalité de
l'armée était nécessaire et qu'un corps de professionnels serait beaucoup trop
onéreux. Pour sa part, Kaspar Villiger a cependant déclaré que, dès l'an 2005, de
nouvelles réformes seraient nécessaires, en particulier en raison des données
démographiques; ainsi, sans perdre son caractère de milice, l'armée pourrait encore
voir ses effectifs réduits d'environ 100'000 hommes. 23

BERICHT
DATUM: 03.12.1994
SERGE TERRIBILINI

Devant l'assemblée générale de la Société suisse des officiers (SSO), le chef du DMF
Adolf Ogi a déclaré qu'il serait souhaitable de créer une petite formation de
professionnels au sein de l'armée dont la mission serait la participation à des
opérations de maintien de la paix à l'étranger. De l'avis du conseiller fédéral, la
création d'un corps de soldats professionnels participant à ce genre d'opérations de
prévention des conflits est, au vu de l'état actuel de la menace, indispensable à la
sécurité du pays. Président sortant de la SSO, l'ancien directeur de l'Office fédéral des
réfugiés, Peter Arbenz, a exprimé des opinions similaires. Il a en outre relevé qu'à ses
yeux, l'armée devait sans tarder subir de profondes mesures de réorganisation. Les
effectifs des troupes devraient notamment être réduits de moitié, de 400'000 à
200'000 hommes. L'obligation de faire du service militaire serait remplacée par un
devoir général de servir, que ce soit dans l'armée, le service civil ou les pompiers. 24
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La CPS-CN proposait au Conseil national de rejeter la motion visant à coordonner le
début de l'école de recrues avec la fin de l'apprentissage, par 14 voix contre 9 et 2
abstentions. Le choix de Viola Amherd, de reporter le début de l’école de recrues d’été
à la semaine civile 27 dès l’été 2020, représentait, pour la majorité des membres de la
commission, un compromis entre les besoins de la formation professionnelle et ceux
des hautes écoles. L’égalité de traitement entre la formation professionnelle et les
hautes écoles aurait été compromise, en cas d'acceptation de la motion. En revanche,
une minorité souhaitait l'adoption de l'intervention, pour ne pas contraindre les
apprentis à quitter leur entreprise avant la fin de leur contrat d'apprentissage pour
effectuer leur école de recrues. Après l'achèvement du projet DEVA, la question du
début de l'école de recrues sera à nouveau examinée.
Au Conseil national, la motion a été rejetée par 97 voix contre 66 et 1 abstention. La
proposition de la minorité a été soutenue à l'unanimité par l'UDC, ainsi que quelques
libéraux-radicaux et démocrates-chrétiens. La motion est donc liquidée. 25

MOTION
DATUM: 19.09.2019
DIANE PORCELLANA

L'armée pourra comme au printemps être mobilisée en service d'appui des hôpitaux
dans le domaine des soins de base ou le transport de patients. Jusqu'à 2'500 militaires
pourront être engagés, à condition que les cantons en fassent la demande et qu'ils
prouvent que les ressources – en matériel et en personnel – civiles sont épuisées. Les
cantons pourront recourir à cet appui jusqu'au 31 mars 2021. L'arrêté est soumis pour
approbation au Parlement. Des formations professionnelles, des militaires en service
long, des formations en service et des volontaires assureront l'appui. Des formations
supplémentaires seront mobilisables dans les 96 heures suivant le déclenchement de
l'engagement. Les militaires engagés se verront imputer jusqu'à 38 jours de service
pour cet appui.
Depuis le 27 octobre 2020, plusieurs cantons ont adressé une demande pour
bénéficier du soutien de l'armée. Celles des cantons de Vaud, de Fribourg, de Berne,
de Bâle-Ville et du Valais ont été approuvées. Environ 200 membres de la compagnie
sanitaire 1 ont été convoqués par SMS pour un engagement en faveur du canton de
Genève. En Valais, 39 soldats sanitaires de la «compagnie de volontaires du Valais»
soutiennent les hôpitaux de Sion, de Martigny et de Viège. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.11.2020
DIANE PORCELLANA

A l'unanimité, le Conseil national et le Conseil des Etats ont adopté l'arrêté fédéral sur
le service d'appui de l'armée en faveur des services de santé civils dans le cadre des
mesures destinées à lutter contre la deuxième vague de l'épidémie de Covid-19. Si les
hôpitaux pourront être soutenus par 2'500 militaires jusqu'au 31 mars 2021,
l'Assemblée fédérale n'autorise pas l'engagement de militaires dans les établissements
médico-sociaux. Au Conseil national, la gauche aurait voulu qu'au lieu de deux cours de
répétition, ce soit la totalité des jours effectués qui soit imputée. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2020
DIANE PORCELLANA

Militärorganisation

Depuis le premier janvier, le DMF a cédé sa place à une nouvelle structure, le DDPS
(Département de la défense, de la protection de la population et des sports) et possède
un nouveau chef de l’Etat-Major général, le commandant de corps Hans-Ulrich
Scherrer. Devant un millier de collaborateurs à Zurich, ce dernier a exprimé son
attachement à l’armée de milice et s’est opposé à toute solution luxueuse en matière
d’armement. Il s’est également prononcé pour une application souple du principe de
neutralité. Par ailleurs, le chef du DDPS Adolf Ogi a dévoilé les grandes lignes du rapport
sur la politique de sécurité qui ont été arrêtées par le Conseil fédéral. Ce rapport, qui
s’inspire principalement du travail de la Commission Brunner et des réactions qu’il a
suscité, devrait être rendu public en 1999. Les points forts seront un renforcement de
la coopération internationale, l’armement des soldats suisses à l’étranger et une
politique de neutralité souple et pragmatique. Le concept d’une armée de milice serait
maintenu. 28
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Le conseiller national David Zuberbühler (udc, AR) demande au Conseil fédéral une
comparaison internationale des coûts des formations militaires de protection. Au
regard de l'importance relevée – comme cité dans le rapport Avenir des forces
terrestres du DDPS – des missions de protection et de sûreté pour la défense,
Zuberbühler juge l'effectif de l'armée pour les missions de protection à long terme
«plutôt limité». De plus, même avec les mesures prévues dans le cadre du
Développement de l'armée (DEVA), les 17 bataillons d'infanterie ne pourront pas être
suffisamment équipés.
Plusieurs pays – notamment la France, l'Allemagne, la Suède et la Pologne – ont
renforcé leurs forces armées régulières avec des gardes ou des troupes nationales afin
de disposer rapidement de personnel supplémentaire sur une période prolongée pour
assurer la sécurité. Avec l'obligation de servir et le principe de milice, la Suisse pourrait
disposer facilement de formations de protection à moindre coût. Pour réduire l'écart
actuel en matière de sécurité entre la police et l'armée, il préconise alors de
s'intéresser aux solutions déployées à l'étranger. Le Conseil national et le Conseil
fédéral ont soutenu sa requête. 29

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
DIANE PORCELLANA

Par 117 voix contre 67 et 4 abstentions et par 24 voix contre 21, le Conseil national et le
Conseil des Etats ont accepté la motion de David Zuberbühler (udc, AR) chargeant le
Conseil fédéral d'adapter la solde militaire au pouvoir d'achat et de la réévaluer
régulièrement. Depuis 1987, le montant de la solde n'a plus été ajusté, alors que le
pouvoir d'achat a, lui, évolué. Le Conseil fédéral proposait de rejeter la motion, arguant
que la solde était une indemnisation pour les dépenses personnelles relatives au
service militaire plutôt qu'une rémunération des prestations fournies. Il soulevait que le
taux d'indemnisation avait régulièrement été adapté au renchérissement. La CPS-CE
était, par 7 voix contre 6, favorable à l'objet. La minorité de la commission n'a pas réussi
à rallier suffisamment de sénateurs et sénatrices de son côté. 30

MOTION
DATUM: 13.12.2021
DIANE PORCELLANA

Le 12 janvier dernier, le Conseil fédéral a rendu public son rapport sur le postulat de
David Zuberbühler (udc, AR), qui demandait une comparaison internationale des coûts
des formations militaires de protection. Par cette requête, qui se basait sur le rapport
Avenir des forces terrestres, l'importance des missions de protection et de sûreté avait
été relevée. Durant la période post guerre froide et à la suite des attaques terroristes
de 2015, les armées voisines de la Suisse se sont renforcées et ont cherché à pouvoir
réagir à des conflits dits hybrides. Ce terme fait référence aux hostilités qui combinent
des moyens conventionnels et des moyens non conventionnels tels que l'usage de
pressions économiques, de cyberattaques ou encore de menaces contre la population
civile. Cette forme de conflit, pouvant durer des mois, voire plusieurs années, demande
une attention toute particulière. En effet, pour une protection optimale, la mise en
place de missions de sécurité requiert un grand nombre de troupes. Concernant la
Suisse, le rapport du Conseil fédéral met en lumière l'état des effectifs de l'armée, qui
seraient «comptés au plus juste», créant un obstacle à la réalisation de telles
opérations gourmandes en personnel. Des pistes de solutions ont pu être observées en
Suède, en Norvège, en Pologne, en Allemagne ou encore dans les pays Baltes. Parmi
celles-ci, l'augmentation du nombre de troupes totales disponibles par la création de
troupes volontaires complémentaires a été observée. Ces soldats sont principalement
appelés en renfort par les armées professionnelles pour de la protection d'objets ou
lors de catastrophes. Entre les différents pays, des divergences existent notamment
dans l'accomplissement de ces deux tâches par les troupes, dans le niveau d'instruction
des soldats ou encore dans leur équipement. Ces différences sont basées sur l'étendue
que prend le recrutement dans la société ainsi que sur le rôle qu'endosse la formation
militaire. Deux groupes de fonctions distincts sont à noter: soit la formation joue un
rôle de soutien aux forces militaires déjà en place, soit un rôle plus actif et décisif qui
demande une plus grande préparation militaire aux soldats. Le rapport indique que plus
le recrutement s'étend dans la population, moins la formation et l'équipement des
soldats sont importants. 

Après une comparaison internationale, plusieurs similitudes entre les organisations
militaires étrangères et la milice suisse, telles que «la disponibilité échelonnée, la
possibilité de mobiliser en cas de nécessité, un équipement adéquat, l'ancrage régional
et le lien avec la population» ont été rapportées par le Conseil fédéral. Il sera
notamment retenu que des troupes spécialisées dans les cyberattaques, qui occupent
les mêmes fonctions que le commandement suisse «Cyber», sont présentes dans
certains des pays mentionnés ci-dessus. En pratique, durant la crise du COVID-19, la
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Suisse a pu observer que la mobilisation de ses troupes militaires, en dehors de leur
service habituel, fonctionne. En effet, dans la majeure partie des cas, les soldats ont
répondu présents à la convocation qu'ils ont reçu. De par ces observations, l'armée
soutient sa capacité à tenir ses engagements envers la population helvétique.

Cette comparaison internationale permet à la Suisse de souligner les points sensibles
sur lesquels elle devrait encore travailler – tel que le nombre de troupes dont elle
dispose – et appuie l'importance de ne pas sous-estimer l'insécurité dans laquelle les
conflits hybrides mettraient le pays. C'est pourquoi l'armée pourrait envisager de
prolonger le service militaire en cas de nécessité et certifie se moderniser et s'orienter
dans la direction nécessaire pour protéger la Suisse en permanence. 31

Dans le cadre de l'objet 23.006 qui vise le classement de plusieurs motions et postulats
discutés au cours de l'année 2022, le postulat traitant de la comparaison internationale
des coûts des formations militaires de protection a été classé. 32
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